
Zuteilungsverfahren für Nummern für harmonisierte Dienste von 
sozialem Wert 

 
 
1. Rechtsgrundlage, Ziel und Zweck  
 
Gemäß § 66 Absatz 1 Satz 2 des Telekommunikationsgesetzes (TKG) in der Fassung vom 
22.06.2004 (BGBl. I Nr. 29 vom 25.06.2004, S. 1190 ff.), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Vorschriften vom 18.02.2007 (BGBl. I Nr. 5 vom 
23.02.2007, S. 106 ff.), obliegt der Bundesnetzagentur die Aufgabe der Strukturierung und 
Ausgestaltung des Nummernraums mit dem Ziel, den Anforderungen von Endnutzern, 
Betreibern von Telekommunikationsnetzen und Anbietern von Telekommunikationsdiensten 
zu genügen. Die Bundesnetzagentur teilt ferner gemäß § 66 Absatz 1 Satz 3 TKG Nummern 
an Betreiber von Telekommunikationsnetzen, Anbieter von Telekommunikationsdiensten und 
Endnutzer zu. 
 
Nummern für harmonisierte Dienste von sozialem Wert (HDSW) sind Nummern gemäß § 3 
Nr. 13 TKG.  Diese Verwaltungsanweisung beschreibt das Zuteilungsverfahren der 
Bundesnetzagentur in Hinblick auf die Entscheidung der EU-Kommission K(2007) 249 vom 
15. Februar 2007 über die Reservierung der mit 116 beginnenden nationalen 
Nummernbereiche für HDSW. Die Strukturierung und Ausgestaltung von Nummernbereichen 
für HDSW ist in Form einer Allgemeinverfügung gesondert festgelegt (siehe Amtsblatt der 
Bundesnetzagentur 17/2007 vom 29.08.2007, Verfügung 53/2007).  
 
Die Bundesnetzagentur kann Änderungen des Verfahrens vornehmen, wenn sich diese als 
erforderlich erweisen. 
 
 
2. Ausschreibung und Antragstellung 
 
Die Bundesnetzagentur veröffentlicht in ihrem Amtsblatt und auf ihrer Internetseite, welche 
Nummern in den Nummernbereichen für HDSW aufgrund der Aufnahme in die Liste der EU-
Kommission für die Erbringung der betreffenden HDSW zur Verfügung stehen, und dass die 
Zuteilung dieser Nummern beantragt werden kann (vgl. Artikel 5 Absatz 3 der Entscheidung 
der EU-Kommission vom 15. Februar 2007). 
 
Im Rahmen der Veröffentlichung, in der die Aufnahme einer Nummer für HDSW in die Liste 
der EU-Kommission bekannt gegeben wird bzw. wenn eine zurückgefallene Nummer erneut 
beantragt werden kann, gibt die Bundesnetzagentur den Zeitpunkt an, bis zu dem die 
Zuteilung der jeweiligen Nummer bei der Bundesnetzagentur beantragt werden kann 
(Antragsfrist).  
 
Sie veröffentlicht, anhand welcher Kriterien eingehende Bewerbungen beurteilt werden und 
wie die Kriterien gewichtet werden. Der Katalog umfasst insbesondere folgende Aspekte: 
 
1. Technische Aspekte der Realisierung: 

a. jederzeitige Erreichbarkeit 
b. bundesweite Erreichbarkeit 
c. entgeltfreie Erreichbarkeit im Inland 
d. Faxfähigkeit 
e. ggf. Erreichbarkeit aus dem Ausland 
f. Erreichbarkeit über weitere Kommunikationskanäle (z.B. SMS, MMS) 

 
 
 



2. Wirtschaftliche Aspekte der Realisierung:  
a. in Bezug auf die technische Realisierung 
b. in Bezug auf die entgeltfreie Erreichbarkeit 
c. in Bezug auf die Bewerbung des Dienstes 
d. in Bezug auf sonstige Aktivitäten 

 
3. Sonstige Aspekte der Realisierung: 

a. Beschränkung auf den Betrieb des HDSW 
b. Ausschluss erwerbswirtschaftlicher Zwecke  
c. Vereinbarungen mit in- und ausländischen Netzbetreibern 
d. Gewährleistung einer diskriminierungsfreien Beteiligung aller interessierten 

Anbieter entsprechender Dienste 
e. Kooperation mit Organisationen, die bereits entsprechende Dienste anbieten 
f. Erbringung des Dienstes in weiteren Sprachen außer Deutsch 

 
Antragsberechtigt ist, wer die Einrichtung von Nummern mit der Struktur 116 xyz bei einem 
Netzbetreiber beauftragen und den in der Entscheidung der EU-Kommission bestimmten 
Dienst, für den die Einzelnummer reserviert ist, betreiben will.  
 
Mit der Antragstellung ist ein umfassendes Realisierungskonzept vorzulegen. Das Konzept 
muss so detailliert sein, dass der Bundesnetzagentur eine genaue Einschätzung ermöglicht 
wird, wie und in welchem Umfang der Dienst die veröffentlichten Kriterien erfüllt. 
 
Dem Antrag sind neben dem Namen und der Anschrift (Straße, Ort) des Antragstellers 
gegebenenfalls weitere Nachweise über die Identität und über die Beteiligungsverhältnisse 
des Antragstellers (Auszug aus dem Handelsregister, Vereinsregister u.ä.) beizufügen. 
Antragsteller, die im Ausland ansässig sind, müssen stets auch eine Anschrift (Straße, Ort) 
im Inland angeben (Benennung eines Empfangsbevollmächtigten). 
 
Anträge sind zu senden an die 
 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas,  
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
Nummernverwaltung 
Postfach 8001 
55003 Mainz 
 
bzw. 
 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas,  
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
Nummernverwaltung 
Canisiusstraße 21 
55122 Mainz. 
 
Bei persönlicher Abgabe eines Antrags wird von der Bundesnetzagentur das Eingangsdatum 
an Arbeitstagen von montags bis donnerstags von 7.30 Uhr bis 16.15 Uhr und freitags von 
7.30 Uhr bis 15.00 Uhr mit einem Eingangsstempel bestätigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Bearbeitung der Anträge 
 
Bei der Entscheidung über die Zuteilung werden alle Anträge berücksichtigt, die fristgerecht 
bei der Bundesnetzagentur eingegangen sind. Maßgeblich für die Einhaltung der Antragsfrist 
ist der Zeitpunkt, zu dem der Antrag vollständig vorliegt (Eingangsstempel der 
Bundesnetzagentur). In den Hausbriefkasten der Bundesnetzagentur eingeworfene Anträge 
gelten als am nächsten Arbeitstag eingegangen. Alle fristgerecht eingegangenen Anträge 
gelten als zeitgleich eingegangen. 
 
Jede Antragsbearbeitung ist gebührenpflichtig. 
 
Im Rahmen der Zuteilungsentscheidung wird der Antragsteller ausgewählt, dessen Antrag 
den dauerhaften ordnungsgemäßen Betrieb des jeweiligen HDSW am besten erwarten lässt. 
 
Soweit mehrere Anträge als gleichwertig eingestuft werden, entscheidet das Los. 
 
Wird kein Antrag als ausreichend für eine Zuteilung einer Nummer bewertet, gibt die 
Bundesnetzagentur dies in einer Amtsblattmitteilung bekannt. In diesem Fall führt die 
Bundesnetzagentur ein erneutes Ausschreibungsverfahren durch, sobald dies von einem 
Interessenten erbeten wird. 
 
 
4. Bearbeitungsfrist 
 
Die Entscheidung über die Zuteilung von Nummern für HDSW erfolgt in der Regel innerhalb 
von sechs Wochen nach dem Ende der Antragsfrist. Sollte die Bearbeitung eines Antrags 
innerhalb von sechs Wochen nicht möglich sein, teilt die Bundesnetzagentur dem 
Antragsteller die Gründe und die voraussichtliche Bearbeitungszeit schriftlich mit. 
 
 
5. Wirksamwerden der Zuteilung 
 
Die Zuteilung wird mit dem Zugang des Zuteilungsbescheids wirksam. 
 
 
6. Inkrafttreten 
 
Diese Regelungen treten mit der Veröffentlichung im Amtsblatt der Bundesnetzagentur in 
Kraft. 


